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Berlin, August 2018 
Liebe Freund_innen der Kirchenasylbewegung, liebe Teilnehmende der  
Tagung „Inside Europe – Kirchenasyl vernetzt“ vom 24.-25.11.2017 in Augsburg, 
 
Im Folgenden haben wir für Sie einen Bericht unserer letzten Jahrestagung 
zusammengestellt. Wir wünschen viel Spaß beim Lesen und laden im Anschluss 
herzlich zu unserer diesjährigen Tagung nach vom 09.-11.11.2018 nach Hamburg 
ein! 
 
Ulrike La Gro, 
Ökumenische Bundesarbeitsgemeinschaft Asyl in der Kirche e.V. 
Geschäftsstelle 
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Bericht der Tagung 
„Inside Europe – Kirchenasyl vernetzt“ 
Internationale Fachtagung der Ökumenischen BAG Asyl in der Kirche 
 
Die internationale Fachtagung fand vom 24.-26. November 2017, im Grandhotel 
Cosmopolis, im Holbein Gymnasium und im Café Tür an Tür in Augsburg statt. Im 
Sinne des Netzwerkcharakters unserer bundesweiten Arbeit haben wir die Tagung 
mit lokalen Kooperationspartnern aus Augsburg und Bayern gemeinsam 
vorbereitet. Zu diesen Partnern zählten das Grandhotel Cosmopolis und der Verein 
Tür an Tür als politische Akteure aus Augsburg, das Holbein Gymnasium, der 
Jesuiten Flüchtlingsdienst Bayern, der Bayerische Flüchtlingsrat und das 
Ökumenische Netzwerk Kirche von unten. 
 
Zwei gesellschaftliche Entwicklungen standen im Fokus der Tagung. 1. Die 
Verschärfungen der Asyl- und Migrationspolitik auf europäischer Ebene im Zuge 
eines Anstiegs von rechtspopulistischen Strömungen. 2. Die Kritik an den 
gestiegenen Kirchenasylzahlen von Seiten des BAMFs sowie die strafrechtlichen 
Ermittlungen gegen Menschen im Kirchenasyl und Unterstützer_innen von 
Kirchenasyl, speziell in Bayern. 
 
115 Personen haben an der Jahrestagung „Inside Europe“ teilgenommen. Weitere 
17 Personen waren als Referentinnen und Referenten der Workshops und 
Podiumsdiskussionen beteiligt.  
 
Zur Begrüßung stellte Stef Maldener das Projekt Grandhotel Cosmopolis vor. Es ist 
sowohl Unterkunft für Asylbewerber*innen als auch Hotel, wodurch der 
gesellschaftlichen Isolierung von Geflüchteten entgegen gewirkt wird. Auf diese 
Einleitung folgte ein Workshop zur aktuellen Entwicklung des Kirchenasyls in 
Deutschland. Dietlind Jochims (Vorsitzende der BAG) und Dieter Müller (Jesuiten 
Flüchtlingsdienst) erklärten sowohl den aktuellen Stand der Gespräche mit dem 
BAMF als auch den Umgang mit den vielen Ermittlungsverfahren zu Kirchenasylen 
in Bayern. 
 
Auf dem anschließenden Podium fand eine ausführliche Bestandsaufnahme der 
Entwicklung der europäischen Asylpolitik statt. Ágnes Székely (Kalunba Budapest), 
Stefan Keßler (Jesuiten Flüchtlingsdienst) und Karl Kopp (Pro Asyl) referierten zum 
Rechtsruck in Ungarn und der Gefahr für Geflüchtete und Menschen die 
Geflüchtete unterstützen, über HotSpots, Transitzentren, Externalisierung mittels 
Lagern u.a. in Niger und der geplante Dublin IV-Regelung. Moderiert wurde dieser 
Auftakt zur Konferenz vom Taz-Journalisten Christian Jakob. 
 
Das Programm am Samstag fand im Holbein Gymnasium statt unter der Mithilfe 
und Beteiligung von Schüler*innen der Schule. Josef Mautner berichtete im 
Einführungsvortrag über die Zusammenarbeit in Menschenrechtsfragen mit 
städtischen Institutionen in Salzburg. Dabei ging es vor allem um die Ermöglichung 
von gesellschaftlicher Teilhabe der Menschen die von Diskriminierung betroffen 
sind. 
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In der folgenden Workshop-Phase ging es parallel in vier Workshops um einen 
Einblick in die konkrete Situation in einzelnen Mitgliedsstaaten der EU. Maria 
Ksiazak (Polski Osrodek Rehabilitacji Torturowanych) und Aleksandra Chrzanowska 
(Stowarzyszenie Interwencji Prawnej) berichteten von illegalen „Push Backs” an der 
Grenze zwischen Polen und Belarus. Marja-Liisa Laihia (National Church Council 
Finland) brichtete über die Möglichkeiten und Schwierigkeiten von Kirchenasyl in 
Finnland und die inhaltliche Polarisierung innerhalb der Kirche. Dámaris Barajas 
Sanz (Red Acoge Madrid) erläuterte das komplette Versorgungssystem für 
Geflüchtete in Spanien, was zum Großteil durch NGOs getragen wird. Ágnes 
Székely (Kalunba Budapest) berichtete von der Repression der die wenigen NGOs 
ausgesetzt sind, die Geflüchtete in Ungarn unterstützen. 
 
Maximilian Pichl (Universität Kassel) gab nach der Mittagspause einen tiefen 
Einblick in die geplante Dublin IV Reform und ordnete sie historisch ein. Bedeutete 
der sogenannte „Asylkompromiss“ 1993 noch die vielfach kritisierte Abschaffung 
des Asylrechts auf nationaler Ebene, so bedeutet Dublin IV die dramatische 
Abschaffung des Asylrechts auf europäischer Ebene und die Schließung der 
Spielräume, die sich auf dieser Ebene seit 1993 ergeben hatten. 
 
Nach diesem sehr pessimistischen Ausblick auf das was kommt bot das 
Abschlusspodium vielfältige Handlungsperspektiven auf kommunaler Ebene. 
Matthias Schopf-Emrich (Tür an Tür Augsburg) und Reiner Erben (Stadtrat 
Augsburg) sprachen zu bisherigen Projekten und Möglichkeiten in Augsburg, wie 
die Stimmen von Geflüchteten mehr gehört werden. Hassan Numan (Comitee of 
the Sudanese Refugees in Ickerweg), Marion Bayer (Kein Mensch ist Illegal Hanau) 
und Doro Köhler (Refugee Welcome Café Darmstadt) berichteten von ihrer Arbeit 
im Netzwerk Solidarischer Städte und von erfolgreicher Bewegungsarbeit in ihren 
Städten. Wie beispielsweise der nachhaltigen Verhinderung von Abschiebungen in 
Osnabrück und der Einladung an Geflüchtete sich im Migrationsbeirat der Stadt zu 
beteiligen. Moderiert wurde das Podium vom Flüchtlingsrat Augsburg. 
 
Am Samstagabend gab es noch viel Raum für Austausch im Grandhotel Cosmopolis 
bei einem Konzert der Band Digilogue mit Freestyle-Einlagen von ehemaligen 
Bewohnern des Grandhotels. 
 
Die große Resonanz und die rege Teilnahme an der Konferenz haben uns gezeigt, 
wie wichtig Informationen über das Thema und der Austausch mit Aktiven aus 
verschiedenen Ländern sind. Neben dem inhaltlichen Angebot von Vorträgen, 
Podien und Workshops gab es ausreichend Zeit, um auch persönlich in Kontakt zu 
kommen, sich auszutauschen und zu vernetzen. Im Anschluss an die Veranstaltung 
gab es viele positive Rückmeldungen von Teilnehmenden. Durch die 
Kooperationspartner aus Augsburg und Bayern fand die Tagung an verschiedenen 
Orten statt und allen Teilnehmenden wurde dadurch ein Einblick in die Stadt 
ermöglicht, der bei den meisten Tagungen nicht mitgedacht wird. 
 
Herzlich, 
Jan Rouven Drunkenmölle, BAG Asyl in der Kirche 
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Tagungsorte: Tür and Tür 

Der Verein „Tür an Tür – miteinander wohnen und leben e.V.“ mietete 2013 eine 
etwa 100 qm große Garage an und richtete dort bis zum Sommer 2015 ein Café 
ein. Im „Zentrum für interkulturelle Beratung (zib.)“ finden Asylsuchende, 
Flüchtlinge und Einwanderer kompetente Beratung, Sprachkurse und 
Unterstützung bei der Suche nach gutem Rat, Job und Wohnung. Das Café Tür an 
Tür ist einerseits das Wartezimmer des zib, aber auch ein offener Ort für vielfältige 
soziale und interkulturelle Begegnung. Hier ist Raum für viele und vieles. Der 
Treffpunkt ist täglich geöffnet. Von Montag bis Donnerstag wird mittags von 
Ehrenamtlichen frisch gekocht. Der Internetzugang ist frei. Es gibt 
Kulturveranstaltungen, Konzerte, Feste von Initiativen oder Privatleuten, 
Kunstausstellungen, Asylpolitische Frühschoppen, eine Weltliteratur-Gruppe, Kino, 
Kicker, Deutsch-Lern-Café, die inklusive Handarbeitsgruoppe, IT-Entwickler-Treffen 
der „Tür an Tür-Digitalfabrik“, Workshops, eine internationale Kochgruppe, 
Vorträge und Informationsveranstaltungen. Im Sommer öffnen sich die 
Garagentore weit und ein kleiner Biergarten ergänzt das Café. 

Das Café Tür an Tür wurde als Beispiel für Soziale Architektur im Rahmen der 
Ausstellung „Making Heimat. Germany, Arrival Country“ präsentiert, dem 
deutschen Beitrag zur Architektur-Biennale 2016 in Venedig. 2017 war das Café im 
Deutschen Architekturmuseum in Frankfurt zu sehen. Mehr dazu unter 
„makingheimat.de“. 

Tülay & Tommi für „Tür and Tür“ 
 
 
Willkommen im Grandhotel Cosmopolis       grandhotel-cosmopolis.org 

 

 

 

Eine soziale Plastik in Augsburgs Herzen 

Das Grandhotel Cosmopolis ist ein gesellschaftliches 
Gesamtkunstwerk im Augsburger Domviertel und 
 setzt Akzente für ein friedliches Zusammenleben in  
der modernen Stadtgesellschaft. 
Die dringliche Aufgabe der Unterbringung von  
Asylbewerbern wird hier verknüpft mit kultureller  
Vielfalt und vor allem mit einem Angebot zur  
Teilhabe für alle. 
Die Diakonie ist Hauseigentümerin und kümmert  
sich um die Flüchtlingsberatung. Sie hat die Kosten 
 des Umbaus vorfinanziert. Die unterschiedlichen  
Teilbereiche des Gebäudes werden von zwei ver- 
schiedenen Parteien gemietet. 
Die Regierung von Schwaben ist Mieter der Hotel- 
bereiche mit Asyl. 
Der gemeinnützige Verein »Grandhotel Cosmopolis e.V.«,  
der die Idee entwickelt hat, ist Mieter des Hotels ohne Asyl,  
der Bürgergaststätte, der Ateliers und der Café-Bar. 
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Josef P. Mautner, geboren 1955, ist Literaturwissenschaftler und Theologe. Bei der 
Katholischen Aktion in Salzburg arbeitet er als Geschäftsführer des Bereichs 
„Gemeinde & Arbeitswelt“ und ist seit ihrer Gründung an der Plattform für 
Menschenrechte Salzburg beteiligt. Von 2011 bis 2013 war er Vorsitzender des 
Runden Tisches Menschenrechte Stadt Salzburg. Website: 
https://mautner.wordpress.com/ 
 
Der Text war sein Impulsreferat auf der internationalen Fachtagung „Inside Europe 
– Kirchenasyl vernetzt“ der Ökumenischen BAG Asyl in der Kirche e.V. am 25. 
November 2017 in Augsburg.  

 
„Wo alle gut leben“ 
Eine Vision für Menschenrechtsstädte 

 
Nichts ist schwerer und nichts erfordert  

mehr Charakter, als sich in offenem Gegensatz  
zu seiner Zeit zu befinden und laut zu sagen: Nein. 

Kurt Tucholsky 
 
Wenn ich durch die Altstadt von Salzburg gehe, wo mein Arbeitsplatz ist, treffe ich 
jeden Tag die Armutsmigranten und -migrantinnen aus Rumänien, wie sie auf 
einer alten Kiste oder Bananenschachtel sitzen und betteln. Ich unterhalte mich 
mit ihnen, soweit es unsere jeweiligen Sprachkenntnisse zulassen. Einmal 
versuchte ich der älteren Frau aus Pauleasca, die beim Eingang zum 
Franziskanerkloster sitzt, zu erklären, dass Salzburg eine Stadt der 
Menschenrechte sei und dies auch ihre Rechte betreffe. Und ich fragte sie, was sie 
sich unter einer Menschenrechtsstadt vorstelle. Sie antwortete mir: „ein Ort, wo 
alle gut leben!“ Ich dachte mir: großartig! Das ist eine verständliche, prägnante 
Formel für das, was eine Menschenrechtsstadt sein sollte: ein Ort, wo alle gut 
leben. 
 
Darin sehe ich auch die unmittelbare Verbindung zu den Asylstädten, die sich hier, 
bei dieser Tagung vernetzen: Wir alle arbeiten dafür, dass unsre Städte Orte sind, 
wo ALLE – eben auch Asylsuchende! - Zugang zu ihren Grundrechten erhalten und 
deshalb gut leben können.  
 
Entstehungsgeschichte Plattform und Menschenrechtsstadt 
 
Die Plattform für Menschenrechte wurde 1999 nach den damaligen 
Nationalratswahlen gegründet, als sich bereits eine Koalition zwischen der 
christlichsozialen ÖVP und der rechtspopulistischen FPÖ abzeichnete. Ziel war es, 
dass alle Flüchtlingsorganisationen in Salzburg zusammenarbeiten, um gegen die 
Verschärfungen im Asylrecht, die man – zurecht! – befürchtete, wirksam politisch 
aufzutreten. Ich brauche nicht zu betonen, dass wir heute wieder an einem 
ähnlichen Punkt in der politischen Entwicklung angelangt sind!  
 
Das Arbeitsfeld der Plattform hat sich in den 18 Jahren ihres Bestehens auf alle 
Bereiche regionaler Menschenrechtsarbeit erweitert: Neben der Arbeit mit 

https://mautner.wordpress.com/
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Asylsuchenden und Flüchtlingen ist das die Arbeit mit den verschiedenen 
Organisationen von Menschen mit Migrationshintergrund, mit 
Behindertenselbstorganisationen, mit Gemeinden von Menschen verschiedenster 
Religionszugehörigkeit, Sozial- und Beratungseinrichtungen in den 
unterschiedlichsten Feldern. Die Plattform ist mittlerweile ein Bündnis aus 35 
Mitgliedsorganisationen. Es folgt einem breit angelegten Verständnis von 
Menschenrechtsarbeit, wie sie in den Arbeitsfeldern der Mitglieder Tag für Tag 
realisiert wird. Da diese Mitgliedsorganisationen ein breites Spektrum der 
Zivilgesellschaft repräsentieren und ganz unterschiedlich strukturiert sind, haben 
sich auch sehr verschiedene Ebenen von basisorientierter, partizipativer 
Menschenrechtsarbeit herausgebildet.  
Einige Beispiele sollen diese Unterschiedlichkeit verdeutlichen: Neben den großen 
Sozialeinrichtungen der christlichen Kirchen, Caritas und Diakonie, sind eine Reihe 
kleinerer Gemeinden verschiedener Religionsgemeinschaften in der Plattform 
vertreten, so z.B. die Evangelisch-Methodistische Kirche, die Buddhistische 
Gemeinde oder die Bosnisch-Islamische Gemeinde. Vereine mit 
Selbstvertretungsanspruch verletzlicher Gruppen wie die 
„Homosexuelleninitiative“, die „Muslimische Jugend Österreich“ oder „PHURDO – 
Zentrum Roma - Sinti“ finden sich neben sozialen und Beratungseinrichtungen wie 
„EINSTIEG“, „Aktion Leben“ oder „VIELE Frauen“. Auch Organisationen mit 
unterschiedlichster politischer bzw. weltanschaulicher Ausrichtung arbeiten im 
Netzwerk zusammen: die Grünen ebenso wie der Ökumenische Arbeitskreis, der 
Akasya Frauenverein (der der Gülen-Bewegung nahesteht) ebenso wie die 
Katholische Frauenbewegung. 
 
Nun möchte ich zu meiner Vision für eine Stadt der Menschenrechte kommen, die 
die Herausforderungen gegenwärtiger menschenrechtlicher Problemzonen 
annimmt und eine zukunftsorientierte Stadtentwicklung anstrebt. Ich werde mich 
– um kompakt zu bleiben – auf drei wesentliche Punkte konzentrieren: 
 
Erstens: Menschenrechtsstädte etablieren einen wirksamen rechtlichen und 
sozialen Schutz für die „schwächsten und verletzlichsten Bevölkerungsgruppen 
und Einzelpersonen“. 
 
Ich beziehe mich hier auf eine zentrale Formalbestimmung der „Europäischen 
Charta für den Schutz der Menschenrechte in der Stadt“, die im Artikel IV 
formuliert wurde. Ich halte diesen Schutz für eine der zentralen Aufgaben einer 
Menschenrechtsstadt. Denn gerade in der aktuellen gesellschaftlichen und 
politischen Situation, werden verletzliche Gruppen mehr denn je zu Zielscheiben 
einer Ausgrenzungspolitik, die von den realen Problemlagen der Gesellschaft 
ablenken soll. Im vor kurzem abgeschlossenen österreichischen 
Nationalratswahlkampf waren es v.a. 2 Gruppen, die ins Visier dieser 
Ausgrenzungsdiskurse genommen wurden: „die Flüchtlinge“ – ein Sammeletikett 
für alle Menschen mit Fluchterfahrungen – und „die Muslime“, die in einem 
Parteienspektrum von rechts bis links (Liste Pilz) pauschal als AkteurInnen eines 
„politischen Islam“ etikettiert wurden.  
 
Die entscheidende Frage ist: Wie kann dieser Schutz gewährleistet werden? Ich 
schlage zwei Schritte vor: 
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Im 1. Schritt sollen die verletzlichen Menschengruppen in einer Stadt 
wahrgenommen und identifiziert werden.  
Denn meist bleiben sie (v.a. auch in ihrer Unterschiedlichkeit und Vielfalt!) 
unsichtbar. Im Prinzip ist das Verletzlichkeitskonzept eine Erweiterung 
herkömmlicher Definitionen von Armut. Der Begriff der Verletzlichkeit geht jedoch 
über den der Armut hinaus: Verletzlichkeit meint nicht nur Mangel und 
ungedeckte Bedürfnisse, sondern einen gesellschaftlichen Zustand, der durch 
Anfälligkeit, Unsicherheit und Schutzlosigkeit geprägt ist. Verletzliche Menschen 
und Bevölkerungsgruppen sind vielfältigen Gefährdungs- sowie Stressfaktoren 
ausgesetzt und haben Schwierigkeiten, diese zu bewältigen. Das Merkmal der 
Verletzlichkeit lässt sich unterschiedlichen Gruppen von Betroffenen zuordnen.  
Es betrifft nicht nur Minderheitsgruppen, die di- 
rekt durch Verletzlichkeit gekennzeichnet sind  
(wie z.B. Armutsmigrant*inn*en), sondern auch  
Angehörige der Mehrheitsbevölkerung, die in be- 
sonderen Situationen verletzlich werden, z.B. Lang- 
zeitarbeitslose oder Menschen mit Beeinträchtigung..  
 
Im 2. Schritt sollen Menschenrechtsstädte einen  
wirksamen Schutz durch zielgruppenspezifische  
Maßnahmen verwirklichen.  
Ich möchte als Beispiel eine nachhaltige und nieder- 
schwellige Antidiskriminierungsarbeit herausgreifen.  
Hier geht es darum, dass besonders verletzliche  
Gruppen wie Asylwerber, ältere Arbeitslose, gleich- 
geschlechtlich Orientierte, Menschen mit Migrations- 
hintergrund, Muslime, u.a., die Opfer von rassis- 
tischen Übergriffen und Diskriminierungen werden,  
Zugang zu einer rechtlichen Beratung und Begleitung  
erhalten. Diese Beratung muss in vielen Fällen auch  
mit einer sozialarbeiterischen Begleitung verknüpft  
sein, da die Betroffenen oft ohne Unterstützung  
nicht in der Lage sind, eine Mediation gegenüber den  
diskriminierenden Personen oder Einrichtungen oder  
gar ein Klageverfahren durchzustehen. 
 
Immer wichtiger wird diese Arbeit durch die wachsende Zahl an diskriminierenden 
und rassistischen Übergriffen gegen verletzliche Gruppen in Österreich. Mit 1.107 
Fällen, die die ZARA–Beratungsstelle für Opfer und Zeug*innen von Rassismus 
2016 dokumentiert und bearbeitet hat, haben wir eine Steigerung gegenüber dem 
Vorjahr um 180 Fälle (also 16 Prozentpunkte) erlebt und das vor allem durch einen 
weiteren Anstieg von Hass und Hetze im Internet. Auch die 
Antidiskriminierungsstellen in der Steiermark und Salzburg verzeichnen einen 
beständigen Anstieg der Fallzahlen.  
 
Einen besonderen Schwerpunkt verzeichnet die Antidiskriminierungsstelle 
Salzburg bei Diskriminierungen von AsylwerberInnen und Flüchtlingen. Sie 
ereignen sich in allen denkbaren Lebensbereichen: bei der Gesundheitsversorgung: 

Was ist eine Menschenrechtsstadt? 
 
1. Scheinbar selbstverständlich und doch nicht: Die 
Stadt verpflichtet sich selbst auf die Einhaltung der 
Menschenrechte und Grundrechte für alle in der 
Stadt lebenden Menschen (nicht nur für 
BürgerInnen!) 
 
2. Die Stadt oder die NGOs in einer Stadt führen ein 
regelmäßiges, etwa  jährliches Reporting durch; sie 
erheben und dokumentieren die 
Menschenrechtssituation in der Stadt. 
 
3. Die Stadt führt praktische Maßnahmen zur 
Verbesserung der MR-Situation in 
Problembereichen durch oder beauftragt NGOs mit 
der Durchführung dieser Maßnahmen. 
 
In Österreich gibt es drei Menschenrechtsstädte mit 
unterschiedlicher Ausrichtung, in Deutschland 
insgesamt acht, darunter Nürnberg, München, 
Stuttgart und Weimar. In der Europäischen 
Konferenz Städte für die Menschenrechte sind ca. 
235 Städte vernetzt.  
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Ein Facharzt verweigert einem anerkannten Flüchtling die Behandlung, weil er 
nicht gut Deutsch spricht: „Lern erst Deutsch und dann kommst du zu mir!“; im 
öffentlichen Raum: durch Anpöbeln und Anrempeln auf der Straße und in 
öffentlichen Verkehrsmitteln; Lokal- und Gaststättenbetreiber in der Salzburger 
Innenstadt haben sich abgesprochen und lassen AsylwerberInnen und Flüchtlinge 
nicht mehr ein. Die AD-Stelle hat die Klage eines österreichischen Rollstuhlfahrers 
begleitet, dem mehrfach der Eintritt in ein nicht barrierefreies Lokal indirekt 
verweigert wurde, weil seine persönliche Assistenz – ein irakischer Flüchtling – 
nicht eingelassen wurde. In Geschäften: Flüchtlinge werden nicht bedient, sie 
werden bei Fragen vom Personal ignoriert; bei Ämtern und Behörden: Betroffene 
erhalten beim Arbeitsmarktservice keine weiterführenden Deutschkurse 
genehmigt – mit der Aussage: „Für einen Hilfsjob reicht A2-Niveau, mehr zahlen 
wir Dir nicht!“ Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung wird sofort gekürzt, sobald 
Deutschkursstunden versäumt werden – auch bei Krankheit. 
 
Zweitens: Menschenrechtsstädte entwickeln wirksame Instrumente einer 
breiten Partizipation auf allen Ebenen politischen und gesellschaftlichen Lebens. 
 
Mir geht es hier um ein Verständnis der politischen Teilhabe, das diese als breiten 
kommunikativen Prozess versteht, an dem sich potentiell alle von politischen 
Entscheidungen betroffenen Menschen in Form von Diskussion, Beratung und 
Mitentscheidung in öffentlichen oder teilöffentlichen Bereichen beteiligen können. 
Der möglichst ungehinderte Zugang zu Grund- und Menschenrechten gerade von 
besonders verletzlichen Bevölkerungsgruppen verwirklicht sich nur dort, wo deren 
Teilhabe ein explizites Ziel von sozialen wie politischen Prozessen ist.  
 
Deshalb hat die Plattform für Menschenrechte u.a. politische Beteiligungsprozesse 
„top-down“ angeregt und begleitet – so beispielsweise den Prozess zur 
Implementierung der Selbstverpflichtungen der „Europäischen Charta für den 
Schutz der Menschenrechte in der Stadt“ oder den Prozess zur Einrichtung eines 
Integrationsbeirates des Landes Salzburg (jetzt „Integrationsplattform des Landes 
Salzburg“). Die Erfahrungen bei der Mitarbeit in solchen „Top-down-Prozessen“ 
machen immer wieder Partizipationsdefizite im politischen System Österreichs 
sichtbar. Denn die formalen Prozeduren politischer Institutionen wie etwa eines 
Stadtsenates oder einer Landesregierung sind nur langsam und in Teilbereichen 
dahingehend veränderbar, dass sie sich echten Beteiligungsprozessen öffnen, die 
eine reale Mitsprache oder gar Mitbestimmung von verletzlichen Gruppen 
ermöglichen. In solchen „Top-down-Prozessen“ bleibt die Gefahr groß, dass sie zu 
reiner Scheinpartizipation verkommen.  
 
Zum größten Teil realisiert die Plattform für Menschenrechte wesentliche 
Elemente ihrer Menschenrechtsarbeit in „bottom-up-Prozessen“, d.h. in Form 
einer menschenrechtlich fundierten, basisorientierten Projektarbeit, die 
niederschwellige Zugänge zu wesentlichen Bereichen gesellschaftlicher Teilhabe 
ermöglichen. Dazu möchte ich nur einige Beispiele herausgreifen, die gleichzeitig 
die unterschiedlichen Ebenen, auf denen regionale Menschenrechtsarbeit passiert, 
sichtbar machen: 
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Wir unterstützen Organisationsprozesse aus eigener Betroffenheit heraus: So hat 
sich z.B. vor einigen Monaten eine Gruppe von Flüchtlingen (AsylwerberInnen 
und anerkannte Flüchtlinge) aus Afghanistan an uns gewandt. Sie erleben die 
hohe Prozentzahl an Ablehnungen in der 1. Instanz des Asylverfahrens (Bundesamt 
für Asyl und Fremdenwesen) sowie auch immer wieder Rückschiebungen von 
afghanischen Flüchtlingen – entweder in sog. „sichere Drittstaaten“ oder teilweise 
sogar nach Afghanistan selber. Die Gruppe wollte im September eine 
Demonstration gegen die Abschiebungen afghanischer Flüchtlinge in Salzburg 
organisieren und scheiterte zunächst an den gesetzlichen Rahmenbedingungen: 
Drittstaatsangehörige können in Österreich keine Demonstrationen anmelden und 
müssen darüber hinaus – haben sie einmal einen österr. Staatsbürger gefunden, 
der für die Demonstration verantwortlich zeichnet – 20 ÖsterreicherInnen als 
Ordner bei der Demo stellen. An beidem wäre die Gruppe gescheitert. Die 
Plattform hat schließlich die Demo angemeldet und konnte auch die Ordner 
organisieren. 
 
Die Plattform veranstaltet seit 2016 sog. „Flüchtlingsforen“, mit denen wir allen 
Gruppierungen von Flüchtlingen ein Forum bieten, um ihre Probleme, Anliegen 
und Forderungen zu artikulieren. In diesen Foren kommt das gesamte Spektrum 
der Problemstellungen zur Sprache: Probleme im Asylverfahren, mit der 
Rechtsberatung und -vertretung, mit DolmetscherInnen, Probleme im Quartier, 
niedrige Betreuungsstandards, spezifische Probleme von Frauen und Familien, die 
Situation der UMF.s, Alltagsrassismus auf der Straße, ethnische Konflikte im 
Quartier, …). Wir haben aus den Foren heraus regelmäßige Arbeitsgespräche mit 
dem Land Salzburg entwickelt, bei denen diese Themen besprochen und – soweit 
möglich – abgearbeitet werden.  
Diese Gespräche wirken: Sie haben zu spürbaren Qualitätsverbesserungen in der 
Betreuung und teilweise auch zur Schließung schlecht geführter Quartiere geführt. 
Was wir bisher nicht erreichen konnten, ist eine zentrale Forderung: eine 
zwingend vorgeschriebene BewohnerInnenvertretung in jedem 
Grundversorgungsquartier, das einen Vertrag mit dem Land Salzburg hat.  



 

10 

 

 

Die Herausforderung für die koordinierende Rolle eines Menschenrechts-
Netzwerkes mit so unterschiedlichen Mitglieds- und Partnerorganisationen 
besteht darin, ein Verständnis von regionaler Menschenrechtsarbeit zu 
entwickeln, das die reale Unterschiedlichkeit im Netzwerk in einem gemeinsamen 
Modell bündeln und zusammenführen kann. Dazu ist es notwendig, auch 
Interessenskonflikte zwischen Mitgliedern und Mitgliedsorganisationen 
auszuhalten und auszutragen. So etwa den Konflikt zwischen den ansässigen Roma 
und Sinti, die als Gastarbeiter in den sechziger Jahren aus Serbien und Montenegro 
nach Salzburg kamen und sich als integrierte SalzburgerInnen verstehen. Sie 
wollen mit den ArmutsmigrantInnen aus Rumänien, die nun zum Schwarzarbeiten 
oder zum Betteln nach Salzburg kommen, nicht in einen „ethnischen Topf“ 
geworfen werden und distanzieren sich, um ihren mühsam errungenen 
integrierten Status zu bewahren. Oder noch schwieriger und derzeit kaum lösbar: 
die Konflikte zwischen den verschiedenen politischen und religiös-ideologischen 
Gruppen von MigrantInnen aus der Türkei: die dominierende Gruppe der Erdogan-
Anhänger, die wenig organisierte und kaum öffentlich auftretende Gruppe der 
säkular orientierten Türken (sie wären eigentlich die Mehrheit!) und die 
Minderheit von Gülen-AnhängerInnen. Nicht zu vergessen: die in Salzburg kleine 
Gruppe der türkischen Kurden, die immer schon aus der Identität eines 
Minderheiten- und Verfolgtenstatus heraus agierten und agieren. 
 
Drittens: Kommunale Menschenrechtsarbeit ist ein zentrales Instrument der 
Stadtentwicklung und soll auch von der Kommunalpolitik als solches gesehen 
und eingesetzt werden. 
 
Es gibt in Österreich ebenso wie in Europa allg. die unterschiedlichsten Ver-
Ortungen für Menschenrechtsarbeit: Es gibt Menschenrechtsgärten (Harbach/NÖ), 
Menschenrechtsgemeinden (Pöls in der Steiermark), Menschenrechtsstadtteile 
(Stolipinovo / Plovdiv / Bulgarien) und Menschenrechtsregionen (das österr. 
Bundesland Steiermark). In Europa haben seit dem Jahr 2000 ca. 235 Städte die 
„Europäische Charta für den Schutz der Menschenrechte in der Stadt“ 
unterzeichnet. Im Spiel von Abwanderung und Zuwanderung bilden die Städte 
immer noch die Brennpunkte. Auf sie konzentriert sich nach wie vor die 
Wachstums- und Entwicklungsdynamik in Mitteleuropa. Frankfurt am Main, wo 
bereits 720.000 Einwohner leben, wächst jedes Jahr um die Größe einer Kleinstadt 
mit 15.000 Bewohnern. Gleichzeitig scheint aber die Integrationskraft der Städte 
nicht mit ihrer Wachstumsdynamik mithalten zu können. Das Institut für 
interdisziplinäre Konflikt- und Gewaltforschung der Uni Bielefeld hat schon Ende 
der neunziger Jahre eine „Integrationskrise“ der Städte konstatiert. Ich greife aus 
seiner Studie nur ein Element dieser Integrationskrise heraus, das für die Vision 
einer Menschenrechtsstadt von Bedeutung ist und nenne dazu ein konkretes 
Beispiel, wie eine Menschenrechtsstadt gegensteuern kann: 
 
Sog. „Brennpunktstadtteile“ sind seit Jahren von einer Doppeldynamik in ihrer 
Entwicklung betroffen: Einer ethnisch-kulturellen Ausdifferenzierung, die seit 
Jahrzehnten anhält, steht eine wachsende soziodemographische Vereinheitlichung 
gegenüber: Die BewohnerInnen sind ethnisch, kulturell und religiös verschieden 
geprägt, befinden sich aber in immer ähnlicher werdenden sozial prekären 
Situationen: Sie sind arbeitslos oder arbeiten in Niedriglohnjobs; sie haben 
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schlechte und dennoch teure Wohnungen; sie haben brüchige 
Bildungsbiographien (Schul- und/oder Lehrabbrüche) und vererben diese an ihre 
Kinder weiter. 
Gegensteuerung: Die Plattform für Menschenrechte führt seit ca. drei Jahren im 
Auftrag der Stadt ein Menschenrechtsschul-Projekt in „Brennpunktstadtteilen“ 
durch. In diesem Projekt arbeiten mittlerweile 4 Schulen und 1 Kindergarten an 
konkreten Problemstellungen wie Gewalt in der Familie, Mobbing in den Klassen, 
Isolation der sog. „Flüchtlingskinder“ in den Klassen etc. 
 
Dies ist nur ein beispielhaft herausgegriffenes Element zur „Integrationskrise“ der 
Städte. Die Herausforderung dieser Integrationskrise gilt es als 
Menschenrechtsstadt anzunehmen und Lösungsstrategien zu entwickeln.  
 
Alle drei von mir angerissenen visionären Zielsetzungen für Menschenrechtsstädte 
können nicht mehr als kleine Schritte sein auf dem Weg zu der Gesamtvision, die 
mir die alte Frau mitgegeben hat, die täglich am Eingang des Franziskanerklosters 
in Salzburg sitzt: „Eine Stadt, wo ALLE gut leben.“  
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„Schutz gibt es nur anderswo“ 
Die Dublin-Verordnung ist tot – so bewerteten viele Fachleute, JournalistInnen und 
PolitikerInnen die Zuständigkeitsregelung der EU zur Verteilung von 
Asylsuchenden, als im Sommer 2015 tausende Flüchtlinge über die europäischen 
Autobahnen zogen und sich ihrer Zuteilung auf einen EU-Mitgliedstaat aktiv 
verwehrten. Nur, leben totgesagte manchmal länger. Von Maximilian Pichl 
 
Nach der geltenden Dublin-III-Verordnung gibt es verschiedene Kriterien, die 
bestimmen in welchem EU-Mitgliedstaat Asylsuchende ihr Asylverfahren 
durchlaufen sollen. Am gewichtigsten ist das Kriterium der illegalen Einreise: Wer 
in einen EUMitgliedstaat flieht, muss dort sein Verfahren durchführen. Da 
Flüchtlinge wegen fehlender Ausweispapiere keine Flugzeuge benutzen dürfen 
und auf die gefährlichen Land- und Seewege verwiesen sind, führt diese 
Kriterienbestimmung dazu, dass größtenteils die EU-Mitgliedstaaten an den 
Außengrenzen (z.B. Italien, Ungarn) für die Asylverfahren zuständig sind. Schon 
immer hat dieses Kriterium zu großen Problemen in der EU-Flüchtlingspolitik 
geführt; so großen Problemen, dass der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte immer wieder Überstellungen in EU-Mitgliedstaaten untersagte, 
weil Asylsuchende dort menschenunwürdigen Zuständen ausgesetzt sind. Selbst 
Österreich überstellte im Jahr 2016 gerade einmal 2.582 Personen. Denn die 
Mitgliedstaaten an den Außengrenzen hatten praktisch keine Erfahrung mit der 
Aufnahme von Asylsuchenden als sie in das Dublin-System integriert wurden. Bis 
heute kann z.B. in Griechenland nur rudimentär von einem Asyl- und 
Aufnahmesystem gesprochen werden. Auch die verpflichtenden EU-Regelungen 
zur Aufnahme und Versorgung von Asylsuchenden zeigten keine Wirkung. 
Entweder weil die Mitgliedstaaten selbst in finanziellen Krisen gefangen waren, 
oder weil die amtierenden Regierungen eine rigide Abschottungspolitik verfolgten. 
Die ungarische Fidesz-Regierung ließ Asylsuchende willkürlich inhaftieren, um sie 
von einer Einreise nach Ungarn abzuschrecken. Aus diesen Gründen war es 
zunächst richtig, dass die Europäische Kommission bereits im Frühjahr 2015 
erklärte, man wolle die gemeinsamen Asylregelungen überarbeiten und zu einer 
solidarischen Verantwortung in Europa zurückkehren. Als die Kommission dann 
aber im Mai und Juli 2016 ihre Plane präsentierte, konnte von einem solidarischen 
Projekt keineswegs mehr die Rede sein. Nicht nur will die EU-Kommission am 
Kriterium der illegalen Einreise festhalten, die bestehenden Regelungen sollten 
soweit verschärft werden, dass Asylsuchende zukünftig kaum noch die Möglichkeit 
haben wurden nach Europa zu gelangen. Denn die Neuerungen von Dublin-IV und 
der Asylverfahrensverordnung zielen darauf ab, sukzessive den Flüchtlingsschutz 
an Staaten außerhalb der EU zu verlagern. 

http://www.asyl.at/
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Von der geplanten solidarischen Verteilung der Asylsuchenden ist lediglich ein 
rudimentärer Notmechanismus geblieben. Erreicht die Anzahl der Asylanträge in 
einem Land die Grenze von 150 Prozent einer rein rechnerischen Quote, die sich 
aus der Bevölkerungszahl und der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit ergibt, sollen 
die Asylsuchenden nach einem Schlüssel auf alle EU-Staaten verteilt werden. Doch 
bereits jetzt scheitert die Verteilung von gerade einmal 160.000 Asylsuchenden 
aus Italien und Griechenland am Willen der anderen Mitgliedstaaten. Ungarn und 
die Slowakei legten sogar Klage beim Europäischen Gerichtshof ein. Für die 
Außengrenzstaaten bringt die Regelung deswegen keinerlei Entlastung. Auch 
zukünftig werden sie mit der Aufnahme der Asylsuchenden alleine gelassen. Aus 
der Perspektive der Betroffenen ist die geplante Regelung unzumutbar. Die 
heutigen Hot-Spots auf den griechischen Inseln, in denen die Asylsuchenden 
registriert werden sollen, sind Elendslager, in denen Schutzsuchende auch im 
kalten Winter in Zelten campieren müssen. Unter diesen menschenunwürdigen 
Bedingungen werden die Asylsuchenden auf den Inseln festgehalten, selbst wenn 
sie bereits Familienangehörige in anderen EU-Staaten haben. Gerade dieser 
Verteilungsmechanismus führt aktuell dazu, dass die Verhandlungen über die neue 
Dublin-IV-Verordnung ins Stocken geraten sind. Die ungarische Regierung hat 
zwischenzeitlich den Verhandlungstisch verlassen, weil Viktor Orban prinzipiell 
keine Flüchtlinge aufnehmen will. Ob Dublin-IV in dieser Form überhaupt 
beschlossen wird, ist deswegen unklar. Der öffentliche Fokus auf den 
Notfallverteilungsmechanismus verstellt aber den Blick auf die noch härteren 
Brocken in der Dublin-IV-Verordnung. Die EU-Kommission schlägt ein neues 
Unzulässigkeitsverfahren von Asylanträgen vor. Nach dem Vorbild des EU-Türkei-
Deals sollen die Anträge von Schutzsuchenden sofort abgelehnt werden, wenn sie 
über einen sicheren Drittstaat oder einen sicheren Herkunftsstaat in die EU gereist 
sind. Die geplante Regelung muss im Kontext der Verhandlungen zwischen der EU 
und den Transitstaaten von Geflüchteten gesehen werden. Auf zahllosen 
Konferenzen wird versucht, Tunesien, Libyen oder auch Ägypten in das EU-
Grenzregime zu integrieren. Die Pläne sind indes nicht neu. Bereits Mitte der 
2000er Jahre schloss die EU Verträge mit autoritären Regimen, um die 
Grenzabwehr an nordafrikanische Staaten auszulagern. Die Aufstände des 
Arabischen Frühlings fegten dann 2011 die Grenzwächter Europas zunächst von 
der Bildfläche. Nach der neuen Asylverfahrensverordnung soll zudem zukünftig 
eine gemeinsame Liste sicherer Herkunftsstaaten durch die EU bestimmt werden. 
Auf der aktuellen Vorschlagsliste findet sich neben den Westbalkan-Staaten im 
Übrigen auch die Türkei.  
 
Ende der humanitären Ausnahmen 
Die neue Dublin-IV-Verordnung soll nun das rechtliche Regelwerk auf den Weg 
bringen, um zukünftig erneut einen Kordon angeblich „sicherer Staaten“ um die EU 
zu ziehen und die Asylanträge von Geflüchteten ablehnen zu können. Ein 
derartiges Unzulässigkeitsverfahren durfte mit dem zentralen Grundsatz des 
Flüchtlingsrechts unvereinbar sein: Das Refoulement-Prinzip verbietet die 
Abschiebung von Schutzsuchenden in Staaten, in denen ihnen Folter oder 
unmenschliche Behandlung droht. Doch selbst das Auswärtige Amt hatte in einem 
Bericht festgestellt, dass in libyschen Flüchtlingslagern systematisch die 
Menschenrechte von Geflüchteten verletzt werden. Bereits diese geplante 
Neuregelung zeigt aber, in welche Richtung sich die Flüchtlingspolitik der EU 
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hinbewegt: Jede spontane und eigenständige Flucht von Asylsuchenden soll 
unterbunden und die Aufnahme der Betroffenen alleine in die Hand von 
fragwürdigen Regierungen gelegt werden. Neben dem Schutz der Außengrenzen 
schlägt die EU-Kommission noch weitere Verschärfungen der Dubliner Verordnung 
vor, um die Weiterwanderung von Geflüchteten innerhalb der EU zu unterbinden. 
Die innereuropäischen Abschiebungen sollen rigoroser durchgesetzt werden. 
Hinzu kommt, dass die bisherigen humanitären Korrekturmechanismen der 
Dubliner Verordnung ersatzlos wegfallen wurden. UnterstützerInnen von „Dublin-
Flüchtlingen“ kennen das System: Befindet sich ein/e Asylsuchende/r in einem 
Mitgliedstaat, der nicht für ihn oder sie zuständig ist, muss die Überstellung in den 
zuständigen Mitgliedstaat in der Regel innerhalb von sechs Monaten 
funktionieren. Gelingt dies nicht, so ist der Mitgliedstaat für das Asylverfahren 
zuständig, in dem sich der Asylsuchende aktuell aufhält. In der Vergangenheit 
konnte über diesen Mechanismus die Abschiebung oft verhindert werden. Eine 
Sitzblockade vor einer Unterkunft machte es der Polizei unmöglich den 
Betroffenen im Rahmen der Frist noch abzuholen. Auch Kirchenasyl konnte in 
manchen Fällen die Überstellung verhindern oder die örtliche Gemeinde 
verschaffte dem Asylsuchenden über das Kirchenasyl die nötige Zeit bis die sechs 
Monate vorbei waren. Doch nun plant die EU-Kommission diese Fristen ersatzlos 
abzuschaffen. Auch nach Ablauf von sechs Monaten sollen Asylsuchende 
unbefristet abgeschoben werden können. Die Folge durfte sein, dass viele 
Betroffene in die Illegalität gehen werden, um einer Überstellung nach Bulgarien, 
Ungarn oder Italien zu entgehen. Von den Überstellungen sollen zukünftig auch 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge (UMF) betroffen sein. Obwohl der 
Europäische Gerichtshof Abschiebungen von UMF rechtlich für unvereinbar mit 
dem Kindeswohl erachtet, weil für UMF schlicht nicht die gleichen Regeln wie für 
Erwachsene gelten dürfen, ignoriert die EU-Kommission diese Rechtsprechung.  
 
Keine Wiederholung des Sommers der Migration 
Ebenfalls dramatische Folgen konnte der Plan der EU-Kommission haben, zukünftig 
den Mitgliedstaaten zu untersagen, im eigenen Ermessen die Asylverfahren in 
humanitären Notlagen an sich zu ziehen. Die Erinnerungen an die Bilder vom 
Sommer 2015 sind durchaus frisch: Tausende Menschen verharrten entrechtet 
und entwürdigt am Budapester Bahnhof Keleti und in den Grenzregionen. Rechte 
FlüchtlingsgegnerInnen kritisieren die Aufnahme der Asylsuchenden durch die 
deutsche Bundesregierung als rechtsstaatswidrig; dabei handelte die 
Bundesregierung damals im Einklang mit den Dubliner Regeln, als sie die 
Geflüchteten aus dieser Notlage herausholte: Artikel 17 der aktuellen Dublin-III-
Verordnung räumt den Mitgliedstaaten das freie Ermessen ein, in solchen 
Situationen die Anträge von Asylsuchenden zu bearbeiten. Auch Eleanor 
Sharpston, Generalanwältin am Europäischen Gerichtshof, bestätigte kürzlich in 
einem Gutachten, dass man in außergewöhnlichen Umständen von den 
eigentlichen Zuständigkeitskriterien der Dubliner Verordnung abweichen darf. 
Doch gerade dieses humanitäre Ermessen wird von der EU-Kommission in dem 
neuen Entwurf so weit eingeschränkt, dass die Staaten zukünftig nicht mehr auf 
humanitäre Notlagen wie im Sommer 2015 reagieren können. Die Europäische 
Kommission hat mit ihren Vorschlägen gerade kein solidarisches Programm für die 
Flüchtlingspolitik vorgelegt. Die Rechte von Betroffenen werden beschnitten, die 
Außengrenzstaaten weiterhin alleine gelassen und die Rechtsprechung der EU-
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Gerichte systematisch verletzt. Bereits die aktuelle Dublin-III-Verordnung stellt ein 
großes Problem dar, weil sie Interessen und Bedürfnisse der Asylsuchenden nicht 
ins Zentrum der Zuständigkeitsentscheidung stellt. Trotzdem sieht es aktuell nicht 
so aus, dass eine Reform der Regelungen an diesem Zustand etwas ändern könnte. 
Am Ende könnte ein Treppenwitz stehen: Denn wenn die ungarische Regierung 
und ihre Partner sich weiterhin weigern, über die Vorschläge der Kommission zu 
verhandeln, konnten sie aus flüchtlingsfeindlichen Motiven ein 
flüchtlingsfeindliches Programm verhindern. 
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Workshop I 
Spanien  Versorgungssituation/ Sozialsystem 
Referentin: Dámaris Barajas Sanz (Red Acoge Madrid) 
 
Spanien gibt meist subsidiären Schutz, selten Flüchtlingsstatus/Einbürgerung. 
Mittelmeer / Frankreich / Marokko als Grenzen  Afrikanische Migranten („keine 
Flüchtlinge“) dürfen die spanische Grenze nicht übertreten, anders als bsp. 
Syrische Flüchtlinge. 2014 kam es zur Erschießung von Menschen, die die Grenze 
überschreiten wollten. Keiner will dafür Verantwortung übernehmen. Es gab 15 
Tote. 

 Ceuta und Melilla, spanische Exklaven in Marokko: Stacheldrahtzäune, 

Leben im Wald. Menschen werden illegalerweise von der Grenze 

weggebracht und daran gehindert, Asyl beantragen zu können.  

 Bis September 2017 23.000 Anträge. Die Zentralregierung übernimmt:  

Asylanträge, Unterbringung für besonders schutzbedürftige Gruppen, hat 

aber für 6281 Fälle nur 400 Unterbringungsplätze. NGOs und Dienstleister 

haben 5865 Plätze. 

 18 Monate Schutz: 6 davon in Unterbringung (NGO), 12 gefördert durch 

Geldleistungen (eigenständiges Wohnen) 

 Leerstehende Häuser vs. Unterkunftsnotwendigkeit 

 Langsame, unflexible Systeme 

 NGO-Plätze für „illegale“ Migranten werden ebenfalls staatlich gefördert. 

 Vernetzung bezüglich Unterbringung (auch von privat, gesellschaftliches 

Engagement,…) wird durch NGOs gefördert. „Diaconia“ – Kirche involviert 

Integration: Unterbringung / Anstellung / Sprachtraining / Schule für Kinder und 
psychologische Unterstützung. Nach 6 Monaten dürfen Geflüchtete in Spanien 
arbeiten. Auch Menschen aus spanischsprachigen Ländern werden in dieses 
System gepresst, obwohl sie dieses erste „Integrationszeit“ nicht zwingend 
benötigen. 
Hauptbarrieren der Integration:  

 Bevormundung furch Behörden und Gesetze 

 Keine Freizügigkeit innerhalb Spaniens 

 Abhängigkeit von unflexiblem und bürokratischem System 

 Unsicherheit bezüglich Status und Familienzusammenführung 

 Geldmangel zur Lebenssicherung nach „Herausfallen“ aus dem System 

 Diskriminierung bei Suche nach Unterkunft und Anstellung 

„Wohlfahrtssystem“ 
 Garantierte Unterbringung und Schutz für „schutzbedürftige“ Personen – 

Einteilung vor Asylantragsstellung. „Schutzbedürftigkeit“ wird von der 

Regierung definiert und beinhaltet: Keine Familie/keinen Anschluss im 

Land, drohende Obdachlosigkeit 

 Krankenversicherung und Schule mit provisorischer Karte 

 Arbeitsmarktzugang nach 6 Monaten ab Antragsstellung 

 Innerhalb der Unterbringung werden „Integrationsschritte“ geleistet 
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 Spanien spricht Opfern von geschlechtsspezifischer Verfolgung und 

Verfolgung aufgrund von sexueller Orientierung speziellen internationalen 

Schutz zu. 

 Aufgrund der Teilung von Gruppen (Stattliche Unterkünfte vs. NGOs) sind 

Geflüchtete oftmals verwirrt und das bürokratische System erschwert die 

klare Kommunikation 

Es ist auch ein rassistisches System, da marokkanische Kinder jahrelang in 
Zwischenlagern auf dem Boden schlafen müssen, was bei spanischen Kindern 
niemals geduldet würde. Die „Solidaritätswelle“ ist, besonders für syrische 
Geflüchtete, abgeebbt. Es gibt Gewalt gegen Frauen in den Lagern, viele Familien 
sind getrennt. 
Geflüchtete, die aus anderen EU-Ländern nach Spanien abgeschoben wurden, 
wissen meist nicht von den NGOs, die Kommunikation funktioniert nicht, obwohl 
es mit „refugeesUp“ einen Informationsdienst gibt. Es gibt auch keinerlei 
statistische Erfassung darüber, wie viele Geflüchtete nach dem Integrationsprozess 
Arbeit /Unterbringung finden, beziehungsweise wie viele auf der Straße landen 
und wieder aus dem System „fallen“. Es gibt von Spanien aus Abschiebungen, die 
von FRONTEX unterstützt werden. Soziale Medien werden für Warnungen vor 
Abschiebungen genutzt. Es gibt kein Kirchenasyl in Spanien. 
 
 
Powerpointpräsentaton RED ACOGE (Spanien) 
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Workshop II 
Geschlossen für Geflüchtete?  Polens Migrationspolitik 
Maria Ksiazak (Polski Osrodek Rehabilitacji Torturowanych),  
Aleksandra Chrzanowska (Stowarzyszenie Interwencji Prawnej),  
 
 
Zusammenfassung von Ewa Strankowska, Freiwillige bei Asyl in der Kirche Berlin-
Brandenburg über Aktion Sühnezeichen Friedensdienste 
Es gab vier unterschiedliche Workshops zu einzelnen Ländern in denen 
Flüchtlingspolitik sehr große Bedeutung hat. Jeder durfte sich einen Workshop 
aussuchen und in diesem teilnehmen. 
Bei dem Workshop zu Polen ging es vor allem um die Flüchtlinge aus 
Tschetschenien, die nach Polen kommen, um einen Asylantrag zu stellen. Zwei 
polnische Frauen, die schon seit Jahren mit diesen Leuten arbeiten, eine als 
Journalistin, die andere als Psychologin, haben berichtet. Sie haben 
Fluchthintergründe, die aktuelle Situation an der Grenze, die Änderungen in der 
polnischen Politik seit dem Regierungswechsel und aktuellen Probleme 
zusammengefasst. 
Viele Tschetschenen flüchten, weil sie aus politischen Gründen verfolgt, schwer 
gefoltert oder sich in ständiger Gefahr zum Gesundheit und Leben befinden. Der 
Weg führt über die Grenze mit Weißrussland bis zur polnischen Grenze in Brest. 
Die Probleme beginnen an dieser Grenze. Laut bestehendem Verfahren sind die 
Zollbeamten verpflichtet, den Asylantrag anzunehmen und an eine zuständige 
Stelle in Warschau zu senden. Die Erfahrung der Referentinnen zeigte aber, dass es 
sehr oft gar nicht dazu kommt, weil die Zollbeamten einfach den Antrag nicht 
annehmen. Das wichtigste Problem war es, dass das Gebiet zwischen den 
weißrussischen und polnischen Grenzübergängen, durch das alle Flüchtlinge 
letztendlich hindurchmüssen, zur Nichteintrittszone gehört, sich dort also niemand 
aufhalten darf. Hier kommt es leider oft zu Gewalt gegen die Flüchtlinge durch 
Grenzbeamte, die allerdings schwer zu beweisen ist. Viele Flüchtlinge werden hier 
direkt abgewiesen und erreichen die polnische Seite der Grenze nicht. Über 
Missbräuche und Fälle von Gewalt haben manche Geflüchtete berichtet, immer 
aber sehr vorsichtig oder sogar anonym.  
Aus diese Gründen haben viele überhaupt keine Möglichkeit, einen Asylantrag zu 
stellen. 2016 haben von  mehr als 60 000 Menschen, die es bis zur Grenze 
geschafft hatten, nur circa 10% überhaupt einen Asylantrag stellen können. Davon 
wiederum erhielten sowieso nur wenige Menschen Asyl. In 2017 hat sich diese 
Quote sogar noch verschlechtert. Zusätzlich gibt es in letzter Zeit die Tendenz, dass 
Asylsuchende, die Unterstützung von polnischen Organisationen bekommen, quasi 
keinerlei Chance auf eine positive Entscheidung am Ende des Asylverfahrens habe.  
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Workshop III 
Augsburg: Inside Europe – Church Asylum Connected 
24.-26.11.2017  Marja-Liisa Laihia Stichpunkte der Referentin 
 
Church Asylum and the Tightened Asylum Politics in Finland 
 
 
2015-2017 
September 2015 Archbishops’ statement about the role of churches: 
“Now is the time for the church to take their place beside 
asylumseekers and later on offer church asylum. Church is not church 
if it is not an asylum.” 

 Polarization inside the church 

 
Government policies 2015 –  
2015:  10 000 asylum applications 
2015 -2016 Altogether over 32 000 arrivals.  
For politicians this was chaos, for grassroot level actors it may have 
been chaotic right in the beginning but a bit later no more. There was 
coordinated action and good work. 
Government is formed by the traditional right, the traditional central 
parties plus the nationalistic ‘Perussuomalaiset’ called True Finns.  
The nationalist party has been able to effectively influence the 
government program. These years there have been critical moments 
when the government was on the brink to fall. The taste of power has 
been so strong that it has been quite easy to let the nationalists 
manipulate the content of the program. 
The main effort of the nationalist party has been to block the arrival of 
refugees, to make Finland unattractive and accomplish all this by any, 
very desperate and transparent means. 
The attitude of the government has been very anti-migration. The 
policy is strongly based on national and financial interest. All the pull 
factors have to be abolished.  
Internal security is the main focus. 
Finland is no more a model state on human rights and fair policies. The 
prime minister and the ruling parties have been totally incapable of 
resisting any of the demands of the far right concerning migration and 
refugee issues.  
There is a very egoistic reason behind this: This government has been 
working on a huge reform of the social and health care system for the 
last four years with no to be seen. The PM wants by all means to keep 
this government together to save their face. So international 
protection is one of the big issues to be sacrificed. 
The documents: 

1. The political program of the government 

2. The Asylum political program 2015  

3. The Strategy for Inner Security 2017 

4. The Action Plan for Illegal entry and stay 2017 – 

 

In the asylum program the main effort was to stop the uncontrollable 
flow of migrants.  There was nothing about how to recognize the 
vulnerability of fleeing persons. It was all about managing and 
controlling. 
HOW IT WAS DONE? 
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Several amendments of law and Migri (Migration bureau) regulations 
to stop the arrival of asylum seekers  in spring 2016 
*    Spring 2016 no residence permits any more on humanitarian 

grounds (meant for those who fled conflicts). The argument for 
this was that Finland was the only country in EU who had this 
type of residence permit. 
-  What was left was asylum and subsidiary protection. 

 

 The evaluations of the security situation in Iraq, Afghanistan 

and Somalia were changed and the use of internal fleeing 

was adopted as a major criteria for returns.  

This evaluation didn’t rely on objective information. Migri has 

not always followed the UNHCR recommendations (Afghan 

families cannot flee in the country) 

 

 Family reunification has been made practically impossible. 

Only people with refugee status can apply but practical 

hindrances are too many.  Visa policy, ID requirement, Dna-

testing, passport requirement even though it has been 

impossible for many to have it. 

Subsidiary protection: income requirement 

Uncompanied minors don’t have FU right any more – shame, 

feeling deceived 

 

 Priority is to deport 

 

  Migration Office reorganized the legal aid system 

- Even though legal aid is guaranteed in the law as the right for 
everyone, Migri ruled that it can be offered only to the most 
vulnerable refugees, only on well founded reasons (for illiterate 
persons or persons with traumatic history) 
- Un-accompanied minors usually get 1 year residence, but when they 
turn 18, they are ordered out of country. Earlier so-called B-status 
(Duldung). 
> great concern for the young boys and their future 
- Thousands of asylum seekers never got legal aid. They made their 
asylum applications on their own without having any idea what is 
relevant information.  Many reception centers never informed their 
customers about the asylum process, so there were many rumours 
going around and people relied on them. 
-  A couple of years earlier already the responsibility to provide legal 
aid was transferred from private lawyers specialized in refugee law to 
public legal aid offices  where the lawyers are not independent but 
state officials.  Now they decide who will get legal aid. Only in 
situations when they cannot handle all customers, they can grant 
permission to private lawyers to take cases. 
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Private specialist lawyers can only take care of the appeals – but need 
to do the whole case again because so many facts are missing. Pro-
bono-work. 

 Where do we find good lawyers? Who pays? 

(Marja-Liisa has a list of good and bad lawyers) 

- Complaints encouraged to the lawyers union 

- Migri also cut the fees of of lawyers giving legal aid. The fees are no 
more paid by the required amount of work hours but as a lump sum = 
7 hours.  
- Bad applications made it difficult for higher courts to handle appeals. 
- Unethical behaviour increased in legal aid offices as well as among 
new law firms. 
- laziness and poor motivation in case work 
- laziness in informing the customers of the Migri decision 
making-  
- no motivation to accompany customers to the asylum hearings 
- less using of interpreters 
 

 Collapse of legal protection system. The new regulations 

punish the refugee law specialists 

 Forcing the Refugee Advice Center to close their services 

(will be confirmed early December) 

 

Research about the influence of political and legal changes under way. 
Will they have any influence? 
 
The operation of Migri – the Bureau of Migration 
The political pressure on Migri has been very evident. The goal has 
been to make as many negative decisions as possible. We may see the 
considerable difference between the amount of positive and negative 
decisions in 2015 until spring 2016 and after that. 
Migri had to employ over 700 new persons to work with asylum 
applications and interviews. 
- Very short training  

- The quality suffered very much. 

- The vulnerability is not recognized. There have been some 12 cases 

brought to European Court and the UN Committee against Torture.  

All successful. Considerable amount of people with severe torture 

go through the judicial system without no recognition. There is a 

big risk of breaking the Non-refoulement agreement.  

- Torture alone is not enough to get an asylum. Need to offer other 

grounds. 

 

- The appeal system is heavily overloaded and the administrative 

court has to return badly managed cases back to Migri.   

Researcher Erna Boström’s findings on Migri’s case management and 
the decision: 
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- argumentation general and unspecified 

- a profiled family  not recognized (nuclear family) – no threat to 

individual asylumseeker 

- Which documentation is accepted by Migri? 

- No interest in new documentation, which is usually regarded as 

fake 

- Which questions are not asked? Which are asked? No extra time 

provided after 3,5 hours interview. 

- Very Finnish standards in evaluation 

- Separation of families 

 

 Migri or Home ministry is extremely defensive and is not willing 

to admit mistakes or even political directing 

 No political dialogue 

 
Undocumented > illegal 
The term illegal was taken very promptly into systematic use by 
politicians 2016 when it was evident that we will have a lot of 
undocumented people.  It happened suddenly. 
A law professor: “a negative asylum decision does not make the 
person illegal” 
- There have to be some common understanding about what is 

injustice 

It is very clear that the administrative and political system has 
created a new type of group of undocumented. 
 
Return policy 
Asylum seekers are allowed to stay in the reception centers until they 
get the last negative decision from the court. After that they have to 
inform what their plan is concerning return. 
First priority: a person has to try to return by himself.  
IOM assisted return is not very appealing, esp. to Afghans. 
If asylum seeker doesn’t accept to return either privately or as 
assisted, he will be evicted from reception services after 30 days. The 
director may use personal evaluation with families if they don’t have 
any place to go and let them stay 2-3 more months in the reception 
center. 
Congregations have had close cooperation with the Red Cross to 
organize emergency housing and other services for those evicted from 
the centers. 
Very many refuse to return out of fear. 
Need of housing, food and health care. The municipalities are 
supposed to offer these rights because they are fundamental, but the 
respond varies a lot.  
 Friends and supporters worried, angry, ashamed 

 Efforts to monitor – how? 

 Need to have information about how to survive in Afghanistan, 

safehouses 
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Police operations 
- Sweden: police raid in a family camp of church in Malmö 

- Police raid into a congregation hall of Pori, Western Finland, where 

there was a group of asylum seekers. They were fined for illegal 

stay. 

- Police takes any undocumented persons into detention centers (2 

in Finland). 

- Large scale police operations of deportation since last August. 

Huge numbers of police, strong suppressive actions, scaring all 

people present. Police claimed that local friends had hindered 

police work which was not true. 

- People who cannot be returned-  no return agreement with Iraq 

or Somalia, one with Afghanistan. 

- Many police officers complain about ethical pressure under 

superiors. 

Police and  Migration office employees often lie to volunteers when 
they accompany asylum seekers to hand over a new application. 
 
 No trust in police 

 How can we have an open church asylum? 

 How should we react to police force, who’s first priority is to 

deport people effectively, not necessarily waiting for court 

decisions or resident permit applications handed in. 

 

- Congregations have had negotiations with regional and local 

police. Some with good results and mutual agreement, some with 

bad results. 

The debate on fundamental rights 
This year a big debate in the parliament about the constitution, which 
guarantees equal rights for all people. The fundamental law has 
become a hindrance for the governing parties. There are claims that 
the law is outdated which is strongly opposed by professionals of law. 
Because it defines the basis for our law making and is based on respect 
for human dignity and equality.  
The only reference in the fundamental law concerning illegal stay is 
about freedom of movement inside the country. In all other aspects 
the undocumented are the subjects of fundamental law. Its protection. 
The illegal stay is not the dominant criteria but equality of all human 
beings.  
The public power has to provide the basic rights. It has an obligation to 
guarantee, advance and protect fundamental rights.   
There is no arguing about the minimum level of  those rights.  
The suggestion to deny full fundamental rights is a symptom about 
going 30 years backword in our history. 
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Five Global Clinics  (Helsinki, Espoo, Joensuu, Turku and Oulu) provide 
basic health care for undocumented and EU-citizens without health 
care. 
 Firewall advocacy 

As we look back some years, we could never ever would have 
imagined that one day things would go really wrong. We were 
struggling with politicians and migration officials of course. But when 
we look back now, we lived in a different world. WE had a functioning 
legal aid system, and we had many other good things. 
 
Features of the populistic political argumentation: 

- social sustainability gab 

- protection and integration costs too much 

- national interests need to be followed 

- social cohesion is threatened 

- no respect for research or any professionals 

- undermining the grassroot level understanding 

 
Civil society action vs. churches 
The role of volunteers has grown in the area of advocacy work all over 
the country - several action groups have formed in social media. This is 
something that is radically new in Finland and it is great! 

- Refugees Welcome/Home accommodation network 

- Refugee Hospitality CLUB 

- Start up Refugees 

- Right to live/Support for Refugees collective 

- Free Movement 

About 500 home accommodation places in Finland (in Europe about 
1000)  
Basic needs covered > possibility to think about your case and future.  

- Community building 

- Integration 

- Expertice and high quality services 

- Projects (5 employed) 

- The impact of cultural heritage -artists  

 

 What is church reaction and potential to cooperate with civic 

action networks? 

 

Reception of asylum seekers in congregations 
- The same positive activities as in other countries. Churches profile 
has been high. 
- A great opportunity to learn and become globally and nationally 
aware of what is  happening 
- huge amount of volunteers 
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- Spiritual awakening 
- A boost for work among migrants and refugees 
Church asylum 
2007-2015 Church asylum has been practiced moderately. Most cases 
have not come into public. 
Now at least 15-20 congregations providing church asylum all over the 
country  (Lutheran, Orthodox and free churches).  
Major centers: Mikael congregation in Turku, Protection under the 
Cross –project operated by Helsinki parishes. 
Encouragement from our archbishop and several other bishops.  

- Guidelines and information available.  

- Consultation offered.  

- Many congregations have made plans for the potential church 

asylum situation. The challenge is to have the freedom and 

resources to work on the case. This is we want to pass on to the 

leadership training of the church. 

 

What is church asylum in this political situation? 
Many want to have a new definition, because openness and 
cooperation with police has become so difficult and because there is 
less trust in police promises.  
 The reality is different in different parts of the country. We 

cannot give definite guidelines and good practice, which would 

be same to all. Only guidelines which can be adapted in 

different contexts. 

 A question when to decide officially about church asylum 

procedure?  Much of support is just normal diaconia. In some 

cases church asylum starts with a person becoming 

undocumented, in some cases it ends then. 

 Fear of lawless activity (“we don’t want to have anything to do 

with lawlessness)”. Lazy and prejudiced congregations vs. open 

and welcoming congregations.  

 

- Complaints need to be made in bad cases, mistakes in 

interpretations, gabs and missing statements in the procedure. 

Current needs 
Need of trusted interpreters in Dari, Arabic… 
Need of more volunteers (lay assistants) to help in legal issues 

- Our lawyer friends have trained voluntary groups 

Many lawyers very tired and changed jobs 
- Need of volunteer to accompany the person to the hearings in 

Migri or court.  

Need of meeting the Chief of Police ecumenically:  
Use of pastor’s and deacon’s outfit  
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- Whom to help? Too many people in need. 

Extremely difficult to legalize one’s stay in Finland (police: one can 
wait for work permit in the country of origin) 
 Need to tell publicly about church asylum, because it is not as 

known as in Germany 

 

  Should there be specialized congregations? 

 

 Civil disobedience? Question of hiding coming up. 

 

 Gov. has threatened with making assistance criminal offence 

(big protests) 

 
Coordination challenges 
Finns are not good in reading guidelines – they act on their own and 
there is a risk of making mistakes. 
Finns are not good in reporting – no national data or picture about the 
nature of situations.  No proper documentation of church asylum 
practice. 
 
Ecumenical Cooperation concerning Muslims’ becoming Christians 

- Negotiations with Migri about the regulations for religious 

freedom in reception centers 

- Negotiations and training of Migri processors on converting to 

Christianity and testing its autenticity 

- Recommendation for writing a statement 

 
Security issues concerning converts and Christians from the Middle 
East. 
Proof of risk to life 
A new document published  on the 21. of November Converted. The 
Harassment of Ex-Muslims in Finland 
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EINLADUNG 

Jahrestagung der Ökumenischen BAG Asyl in der Kirche e.V. 
Ort: Dorothee-Sölle-Haus, Königstraße 54, 22767 Hamburg 

 
Die Anfragen für Kirchenasyl sind in den vergangenen Jahren kontinuierlich 
angestiegen. Die aktuellen Verschärfungen der Asylpolitik seit 2015 verursachen 
viele unzumutbare Härten für Geflüchtete. Die Zahl der Abschiebungen und die 
Verdrängung in Illegalität haben massiv zugenommen. Ein aggressiver Rassismus 
hat sich ausgebreitet, im Parlament, in Diskussionen und in Form von Brandsätzen. 
 
Auf der anderen Seite gibt es viel Solidarität. Geflüchtete sind ein wichtiger Teil 
unserer Gesellschaft. Die Neuankommenden werden vielfältig unterstützt, im 
Alltag und im Asylverfahren. Ein notwendiger Weg der Unterstützung und des 
Beistandes in einer Notsituation ist Kirchenasyl. Viele Kirchengemeinden sprechen 
Kirchenasyl aus um Abschiebungen in besonderen Härtefällen zu verhindern und 
dadurch das Leben von Menschen zu schützen. Über viele Jahre sind sowohl 
Gemeindemitglieder als auch Geflüchtete in die Kirchenasylbewegung 
hineingewachsen und wurden durch ihre Erfahrungen geprägt. 
 
Die Bewegung befindet sich in einem stetigen Wandel. Die Bekanntheit von 
Kirchenasyl wächst. Der Umgang des Innenministeriums, des BAMF und der 
Ausländerbehörden mit Kirchenasyl verändert sich. Seit 2015 gab es viele 
Gespräche und Verhandlungen zwischen dem BAMF und Kirchen-vertreter*innen, 
die eine bis heute gültige Vereinbarung als Folge hatten. Kirchenasyl ist ein 
Balanceakt zwischen einer autonomen Entscheidungen der jeweiligen 
Kirchengemeinde und einem institutionalisierten Verfahren mit staatlichen 
Behörden. Wir wollen die Frage stellen, wo wir uns hinbewegen? Welches Maß an 
Institutionalisierung stärkt Kirchenasyl? Und welches Level an Konfrontation ist 
notwendig in Anbetracht der Abschottung Europas und der restriktiven Asylpolitik 
in Deutschland. 

 
Wir werden partizipative Workshops und kontroverse Podien organisieren in 
denen alle Teilnehmenden ihre Erfahrungen aus der Kirchenasylbewegung 
einbringen und Ergebnisse entstehen, die uns für die kommende Zeit vorbereiten. 
Darüber hinaus werden Referent_innen die Entwicklung des aktuellen Asylsystems 
in Deutschland und Europa einordnen, um gemeinsam politisch handlungsfähig zu 
bleiben. 

Zur Anmeldung bitte den ausgefüllten Anmeldebogen per E-Mail an 
info@kirchenasyl.de oder per Post an BAG Asyl in der Kirche e.V., Zossener Str. 65, 
10961 Berlin 

Programm: Siehe nächste Seite 
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Kirchenasyl zwischen Institution und Bewegung 
Jahrestagung der Ökumenischen BAG Asyl in der Kirche 

Ort: Dorothee-Sölle-Haus, Königstraße 54, 22767 Hamburg  
 

Freitag, den 09.11.18 

16.00 Ankunft & Anmeldung Sammlung von Fragen aus der Praxis 

17.00 Vortrag: Aktuelle Entwicklung im europäischen und 

nationalen Asylrecht Dr. Ines Welge (Pro Asyl) 

18.30 Abendessen  

20.00 Podium: Kirchenasyl im Wandel  
Dietlind Jochims (BAG), Dieter Müller (JRS), NN (NRW-Netzwerk) 

 

Samstag, den 10.11.18 

10.00 Vortrag: Gekommen um zu bleiben Prof. Dr. Aladin El-Mafaalani 

11.00 Kaffeepause 

11.30 Workshops  

1. Politisch-Theologische Begründung von Kirchenasyl  

2. Kirchenasyl aus der Perspektive von Geflüchteten  

3. Kirchenasyl - Fragen zur Praxis / Wege der Umsetzung  

4. Bürgerasyl und Solidarity Cities  
13.30 Mittagessen  

15.00 Austausch & Vernetzung Antworten auf die Fragen aus der Praxis  

16.30 Kaffeepause  

17.00 Podium: Kirchenasyl zwischen Institution und Bewegung  
Bettina Nickel (Katholisches Büro Bayern), Dr. Martin Dutzmann (Bevollmächtigter des 

Rates der EKD), Bruder Abraham (Abtei Münsterschwarzach), Josephine Furian (Asyl in der 

Kirche Berlin-Brandenburg),  Moderation: Christian Jakob (taz) 

19.00 Abendessen  

20.30 Livemusik  

 

Sonntag, den 11.11.18 

10.00 Gemeinsamer Gottesdienst in der St. Pauli Kirche 

 
 


